
Bundessozialgericht

12 RK “Li/87 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

........ 0..00....I...oo...iouooounno.onioi.o‚

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: ....................‚

g e g e n

o..oo.oo..o....ooco.-o....ooooonooo-oooo-o-o,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ....................‚

beigeladen:

1.
‚0.0.00.|!..lt.!..l....000000000000000l00,

20
one.-oouooonnoo-oooccua.ool■.coonououoooo‚

Prozeßbevollmächtigte: .................. ’

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 22. September 1988
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Eingangstag bei der Krankenkasse". Gleichzeitig beantragte er

beim Versorgungsamt W. die Ausstellung einer Bescheinigung

über die Eigenschaft als Schwerbehinderter iS des S 1 des Schwer-

behindertengesetzes (Schwa). Das Versorgungsamt W. er-
teilte am 17. April 1984 einen Feststellungsbescheid nach 5 3

Abs 1 Schwa und stellte beim Kläger eine Minderung der Erwerbs-

fähigkeit (MdB) um 50 vH ab Februar 1984 fest.

Die Beklagte setzte daraufhin den Beginn der freiwilligen Mit—

gliedschaft des Klägers auf den 17. April 1989 fest (Bescheid vom
22. Juni 1984). Dem Widerspruch des Klägers vom 2A. August 1984

half die Beklagte — innerhalb des auf die Klage vom 27. September

198“ anhängig gewordenen Klageverfahrens - mit Widerspruchsbe—

scheid vom 13. August 1985 nicht ab. Klage und Berufung des Klä-

gers sind erfolglos geblieben (Urteil des Sozialgerichts —SG—

Würzburg vom 12. November 1985; Urteil des Bayerischen Landes—

sozialgerichts -LSG- vom 25. Juni 1987). Zur Begründung hat das

LSG im wesentlichen ausgeführt: Nach Wortlaut und Sinn des S 310

Abs 1 BVD könne die Mitgliedschaft Versicherungsberechtigter nur

dann mit dem Tag des Beitritts zur Kasse beginnen, wenn zu diesem

Zeitpunkt alle Beitrittsvoraussetzungen bereits vorlagen. Die

Versicherungsberechtigung des Klägers habe jedoch frühestens mit

der Feststellung der Schwerbehinderung durch das Versorgungsamt

am 17. April 198ü entstehen können. Aus dem Wortlaut des 5 1760

EVO in der ab 1. Januar 1982 geltenden Fassung ergebe sich nicht

nur, daß die Beitrittserklärung innerhalb einer Frist von drei

Monaten nach Feststellung der Schwerbehinderung erfolgen müsse.

Der Vorschrift sei auch eindeutig zu entnehmen, daß die Versi-

cherungsberechtigung des Schwerbehinderten erst mit der Feststel—

lung der Schwerbehinderung entstehe. Sie enthalte nicht lediglich

eine auf die Beitrittserklärung bezogene Ausschlußfrist. Andern-

falls müßte man folgerichtig darin auch den frühesten Termin für

die Beitrittserklärung gesetzt sehen. Für die Auslegung, daß mit

der Neufassung des S 176 c EVO auch eine materiell-rechtliche

Wirkung gewollt worden sei und die Versicherungsberechtigung erst

mit der Feststellung der Schwerbehinderung beginnen sollte,

spreche auch der Sinn und Zweck des Gesetzes. Die Gesetzesbe-
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derung erst durch Bescheid des Versorgungsamts w. vom

17. April 198A förmlich festgestellt wurde, steht der Wirksamkeit

der Beitrittserklärung vor diesem Zeitpunkt nicht entgegen.

Nach 5 310 Abs 1 Satz 1 RVO beginnt die Mitgliedschaft Versiche-

rungsberechtigter mit dem Tage ihres Beitritts zur Kasse. Der

Kläger hat den Beitritt mit einem am 1. Februar 1984 bei der Bei—

geladenen zu 2) eingegangenen Schreiben und damit an diesem Tag

erklärt. Am 1. Februar 198U lagen beim Kläger nach dem - auch von
der Beklagten nicht angezweifelten — Inhalt des Bescheides des

Versorgungsamts W. die tatsächlichen Voraussetzungen der

Schwerbehinderung vor, so daß er schon damals, worauf allerdings

auch nach der Neufassung des $ 1760 RVO nicht verzichtet werden

kann, zum Personenkreis der Schwerbehinderten gehörte. Die

Schwerbehinderteneigenschaft bedarf darüber hinaus keines status-

begründenden Rechtsaktes. Der Feststellung der Schwerbehinderung

durch Verwaltungsakt des Versorgungsamts nach 5 3 Abs 1 Schwa

kommt demgemäß keine konstitutive, sondern nur deklaratorische

Bedeutung zu. Das hat der 8. Senat des Bundessozialgerichts (BSG)

bereits in seiner Entscheidung vom 30. April 1979 (BSGE 48, 167 :
SozR 2200 5 1760 Nr 1) klargestellt. Daran hat die Neufassung des

5 1760 RVO ab 1. Januar 1982 nichts geändert.

Der Senat vermag dem Wortlaut der neugefaßten Vorschrift eine

Absicht des Gesetzgebers, die Entstehung der aus der Schwerbe—

hinderteneigenschaft abgeleiteten Versicherungs— und Beitritts-

berechtigung auf den Tag der bescheidmäßigen Feststellung der

Schwerbehinderung zu verschieben, nicht zu entnehmen. Mit der

Neufassung des 5 1760 EVO wollte der Gesetzgeber Mißbräuche des

bisher uneingeschränkten Beitrittsrechts verhindern, insbesondere

ausschließen, daß der Beitritt erst dann erklärt wurde, wenn

größere Krankheitskosten (Krankenhausbehandlung) zu erwarten oder

entstanden waren (BT-Drucks 9/8U5 S 12 re Sp unten). Dieser Ab—

sicht entspricht die an der zitierten Stelle ausdrücklich er—

wähnte Einführung einer Vorversicherungszeit sowie — dort zwar

nicht eigens erwähnt, aber aus dem Zusammenhang offenkundig und

(vgl Urteil des Senats vom 19. Februar 1987
— BSGE 61, 169 : SozR

2200 $ 1760 Nr 7) wohl im Ergebnis sogar wirksamer — die Normie—
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besonders schutzbedürftigen Personenkreis der Schwerbehinderten

benachteiligende Verkürzung des Beitrittsrechts nicht begründen.

Eine Auslegung der Vorschrift, wie sie der Senat für erforderlich

hält, nämlich dahin, daß die im Gesetz genannte "Feststellung der

Schwerbehinderung" zwar die dreimonatige Ausschlußfrist in Lauf

setzt, nicht aber erst eine Beitrittsberechtigung begründet,

steht, wie dargelegt, mit dem Gesetzeszweck und mit den Motiven

für die Neufassung der Vorschrift im Einklang. Sie vermeidet

auch, daß der Feststellungsbescheid des Versorgungsamtes für den

Bereich des % 176c EVO eine ihm nach S 3 Schwa sonst nicht zu—

kommende konstitutive Wirkung erhält.

Mit der vom LSG vorgenommenen Auslegung des 5 1760 EVO wären zu—
dem unvertretbare Folgen in den Fällen verbunden, in denen sich

die Feststellung der Schwerbehinderung nach S 3 Schwa — etwa

wegen umfangreicher ärztlicher Begutachtung oder großer Arbeits-

belastung des Versorgungsamts — verzögert und möglicherweise so-

gar erst im Gerichtsverfahren getroffen werden kann. Dann könnte

der Beitritt unter Umständen erst nach Jahren wirksam erklärt

werden, was offenbar nicht der Absicht des Gesetzgebers entsprä-

che. Ist hiernach mit der "Feststellung der Schwerbehinderung" in

S 1760 EVO nF keine materielle Voraussetzung für die Beitritts-

berechtigung geschaffen worden, so kann aus diesem Tatbestands—

merkmal neben seiner Bedeutung für den Beginn der Beitrittsfrist

allenfalls gefolgert werden, daß die Krankenkasse über den Bei—

tritt eines Schwerbehinderten als Mitglied in der Regel erst dann

zu entscheiden braucht, wenn ihr der Feststellungsbescheid des

Versorgungsamts vorliegt, daß sie also die Vorlage dieses Be—

scheides in der Regel abwarten darf und nicht selbst Ermittlungen

über die Schwerbehinderung des Antragstellers vornehmen muß. Das

bestätigt aber lediglich, was der 8. Senat des BSG mit dem vorge-

nannten Urteil schon entschieden hat. Eine rückwirkende Begrün-

dung der Mitgliedschaft in dem vom LSG für grundsätzlich ausge-

schlossen gehaltenen Sinne stellt dies nicht dar, und zwar auch

dann nicht, wenn, wie im Falle des Klägers, der Eintritt der

Schwerbehinderung für einen in der Vergangenheit, aber nicht vor

der Erklärung des Beitritts liegenden Zeitpunkt festgestellt

wird.
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